Muster
Absender
Adresse Sozialgericht

XX.XX.XXXX
Es wird beantragt in einer Einstweiligen Anordnung 

den Bescheid der Antragsgegnerin vom XX.XX.XXXX in Gestalt des Widerspruchsbescheids aufzuheben und mit Beschluss die Antragsgegnerin anzuweisen, die Kosten für einen Gebärdensprachdolmetscher im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts zu übernehmen.
Sachverhalt

Die knapp siebenjährige, gehörlose Antragstellerin begehrt vom Antragsgegner die Übernahme von Gebärdensprachdolmetscherkosten zur Ermöglichung einer Teilnahme am integrativen Unterricht in einer Regelgrundschule.

Die Antragstellerin hat dank einer guten Frühforderung, Hausgebärdenspracheunterricht und eines engagierten Elternhauses einen hohen, ihrem Alter entsprechenden Bildungsstand. Direkt nach der Diagnosestellung durch die Klinik und Poliklinik für Hals-Nasen-Ohrenheilkunde, XXXX, (siehe Anlage 1. Diagnose) haben sich die Eltern um Frühförderung und einen Gebärdensprachkurs für die gesamte Familie gekümmert (siehe Anlage 2 Antrag auf DGS Hausgebärdensprachkurs). Bereits Wochen später hat sie angefangen, in deutscher Gebärdensprache zu „sprechen“ und gebärdet heute fließend. Auch kann sie inzwischen immer besser von den Lippen lesen. 

Die Antragstellerin wird seit XXXX zweimal pro Woche von Logopäden lautsprachlich gefördert. Ausweislich dieses Sprachtherapieberichtes der Logopädin XXXX, die die Antragstellerin seit XX.XX.XXXX sprachtherapeutisch betreut (Siehe Anlage 3 – Logopädischer Kurzbericht),  ist die Antragsstellerin auf diese Weise in der Lage, in einfacher Form auch mit einem Gegenüber zu kommunizieren, das die Gebärdensprache selbst nicht beherrscht. Bezüglich der weiteren sprachlichen und kognitiven Fähigkeiten wird auf diesen Therapiebericht verwiesen.
Damit hat die Antragsstellerin einen Wissens- und Sprachstand erreicht, der über den bei vergleichbar behinderten Kindern ihres Alters üblicherweise erreichten Stand deutlich hinaus geht und weitgehend dem eines nicht behinderten Kindes entspricht. (Anlage 4 – Ergebnis der intelligenzdiagnostischen Untersuchung –Schule XXXX) 
Beim Besuch einer Sonderschule für Hörgeschädigte, welche für Kinder mit vergleichbarer Behinderung im Normalfall in Frage kommen würde, wäre die Antragsstellerin daher aller Voraussicht nach unterfordert, da dort sowohl der Sprach- als auch der Wissenserwerb deutlich unter dem Niveau einer Regelschule liegen. 
Auch wird an der zuständigen Förderschule in XXXX kein durchgängiger Unterricht in Gebärdensprache gewährleistet. (Siehe Anlage 7 – Antwort vom Antragsgegner vom XX.XX.XXXX)
Entsprechend haben sich ihre Eltern bereits frühzeitig darum gekümmert, eine für die Antragsstellerin geeignete Schule zu finden. Aufgrund der bereits guten Erfahrungen, die die Antragsstellerin in einer regulären Kindertagesstätte gemacht hatte, wo sie das einzige hörgeschädigte Kind war, beantragten die Eltern deshalb die integrative Beschulung und Kostenübernahme der Dolmetscherkosten am XX.XX.XXXX beim Antragsgegner. 
Der Antragsgegner musste zweimal am XX.XX.XXXX und am XX.XX.XXXX aufgefordert werden auf den Antrag zu reagieren. (Anlage 5 und 6 Erinnerungsschreiben an Antragsgegner) und Antworten Anlage 8 und 9 vom XX.XX.XXXX und vom XX.XX.XXXX vom Antragsgegner) 
In den Antworten wurde erstmals von einer sonderpädagogischen Überprüfung bzw. des Sonderpädagogischen Förderbedarfs geschrieben. Die Überprüfung wurde von der ortsnahen Regelschule, XXXX am XX.XX.XXXX (Anlage 19) spät beantragt und auf Betreiben der Eltern vorzeitig durchgeführt am XX.XX.XXXX und der IQ-Test vom XX.XX.XXXX durchgeführt, obwohl seitens der Eltern schon mehrfach angemerkt wurde, dass aus ihrer Sicht kein sonderpädagogischer Förderbedarf vorhanden sei, sondern nur der Bedarf an Dolmetschern im gemeinsamen Unterricht. (siehe Anlage 10 vom XX.XX.XXXX der Eltern der Antragstellerin)  

Dies wurde am XX.XX.XXXX auch vom Schulamt XXXX bestätigt! Und die Antragsstellerin der XXXX-Schule in XXXX mit Bescheid zugewiesen (Anlage 11 vom XX.XX.XXXX)! Im Bescheid wurde deutlich gemacht, dass die Kosten für Gebärdensprachdolmetscher vom Sozialamt XXXX zu tragen seien. 

Am 22.04.2010 wurden parallel zum Verfahren der Schulzuweisung vom Schulamt vom Gesundheitsamt XXXX neue HNO-ärztliche Berichte einer Päd-Audiologie gefordert. (siehe Anlage 12 vom XX.XX.XXXX) 
Am XX.XX.XXXX wurde das Sonderpädagogische Gutachten der XXXX-Schule samt Päd-Audiolgischem Untersuchungsbericht von Herr XXXX (Audiologe) an das Gesundheitsamt übersandt! (Anlage 13 Audiologische Untersuchung und Anlage 4) Die Antragsgegnerin wurde darüber mit Schreiben vom XX.XX.XXXX (siehe Anlage 14) informiert!
Das Sonderpädagogische Gutachten wurde zeitnah von der XXXX-Schule an das Schulamt direkt gesendet. (telefonische Auskunft des Direktors XXXX)

Am XX.XX.XXXX wurde noch mal das Gutachten und audiologische Untersuchung an den Antragsgegner verschickt. (siehe Anlage 14 Schreiben der Eltern an Antragsgegner)

XX.XX.XXXX bemängelt der Antragsgegner unvollständige Unterlagen, es seien nur Ergebnisse der Untersuchungen aber kein Gutachten, welches aber nicht in Verantwortung der Antragsstellerin lag! Weitere Gutachten oder Erläuterungen zur Testung lagen den Eltern nicht vor.

Ebenfalls wurde die Antragsstellerin erstmals aufgefordert weitere HNO-Ärztliche und pädaudiologische Untersuchungsergebnisse beizubringen. Das Schulamt würde fordern eine Beratung in XXXX in Anspruch zu nehmen. 

Daraufhin haben die Eltern am XX.XX.XXXX in Würzburg in der Päd-audiologischen Beratungsstelle eine Beratung in Anspruch genommen und weitere Päd-audiologische Untersuchungen durchführen lassen. (Anlage 15 - Bericht der Beratungsstelle XXXX und Schreiben der Eltern vom XX.XX.XXXX) Diese wurde am XX.XX.XXXX an den Antragsgegner gefaxt. 

Am XX.XX.XXXX wurde der Antragsgegner nochmals aufgeordert eine Kostenzusage für die Übernahme der Gebärdensprachdolmetscherkosten zu geben. (Anlage 16 – Auforderung)
Mit Antwort vom XX.XX.XXXX wird mitgeteilt, dass mit Schulbeginn eine abschließende Beurteilung vorliegen soll. (Anlage 17 – Frau XXXX) 
Mit XX.XX.XXXX setzte die Antragsstellerin eine Frist bis XX.XX.XXXX zur Bewilligung. (Anlage 18 – Fristsetzung) 

Am XX.XX.XXXX wurde die Antragsstellerin erstmals aufgefordert eine Fachklinik zu besuchen um weitere Untersuchungen durchführen zu lassen und einen logopädischen Bericht zu übersenden. (Anlage 18 – XXXX) Daraufhin sendet die Antragsstellerin am XX.XX.XXXX den dann vorliegenden Bericht der Beratungsstelle XXXX an den Antragsgegner! (Anlage 15)
Ein Logopädischer Bericht wurde gleichzeitig beantragt bei der Logopädin XXXX. Der der Antragsstellerin vorliegt, aber nicht mehr übersandt wurde, da aus Sicht der Antragsstellerin nicht die Lautsprachfähigkeit Vorrang hat und dieser Bericht nicht zur Entscheidungsfindung von Bedeutung ist.

Der Antragsstellerin wurde mitgeteilt mit Schreiben vom XX.XX.XXXX, (Anlage 26)   dass der Päd-Audiologische Bericht nicht genügen würde und weitere Untersuchung der Resthörfähigkeit in eine Fachklinik durchgeführt werden müssten. Ziel, wie aus dem Schreiben des Gesundheitsamtes vom XX.XX.XXXX hervorgeht, wäre festzustellen, ob Leistungen des SGB V (sprich eine Versorgung der Antragsstellerin mit einem Cochlear Implant) die Leistungen nach SGB XII mindern oder die Leistungen gänzlich versagt werden könnten.
Untersuchungen, ob eine CI Implantation für die Antragsstellerin in Frage kommt, wurde vom Antragssteller abgelehnt, da es nicht Gegenstand des Antrages war, herauszufinden ob sie mit einem CI insoweit in der Lage sein kann, einem Unterricht lautsprachlich zu folgen. In allen Schreiben der Antragsstellerin wurde immer wieder betont, dass eine Implantation abgelehnt wird. 

Mit Bescheid vom XX.XX.XXXX wurde der Antrag auf Kostenübernahme vom Antragsgegner wegen fehlender Mitwirkung abgelehnt. (Anlage 20 ) . Es erfolgte ein Widerspruch an den Kreisausschuss XXXX am XX.XX.XXXX (Anlage 21) Am XX.XX.XXXX wurde aber wiederum von der Sachbearbeiterin Frau XXXX(Anlage 22) geantwortet, dass der Widerspruch nicht bearbeitet werden konnte und am XX.XX.XXXX an die Widerspruchsstelle des Kreises beim Sozialamt weitergeleitet worden sei. 

Am XX.XX.XXXX wurde vom Kreisausschuss der Antrag wiederum wegen fehlender Mitarbeit abgelehnt. (Anlage 23) 
Nicht weiter gekennzeichnete, aber vielleicht für das Gericht von Wichtigkeit, Unterlagen, legen wir zur Kenntnis bei, damit das Gericht ermessen zu kann, wie langwierig und nervenaufreibend die Korrespondenz mit den Ämtern war. 

Begründung der Dringlichkeit 

Die Antragsstellerin wurde am XX.XX.XXXX in die Regelschule XXXX in XXXX eingeschult. Der Unterricht wird von Gebärdensprachdolmetscherinnen begleitet. Vorraussetzung für die Beschulung ist die Anwesenheit der Dolmetscherinnen während des Unterrichts. (Anlage 24 Schulvertrag) Die Dolmetscherinnen werden Rechnungen stellen, die zu begleichen sind.

Der Antrag auf Einstweilige Anordnung ist berechtigt, weil der Antragsstellerin nicht zugemutet werden kann, Dolmetscherkosten pro Schultag in Höhe von ca. XXXX Euro zu zahlen. Anlage 25 Einkommensnachweis 

Rechtliche Würdigung

Der angegriffene Bescheid ist rechtswidrig und verletzt die Antragsstellerin in ihrem Recht auf eine angemessene Schulbildung und körperliche Unversehrtheit.

Die Antragsstellerin hat Anspruch auf Übernahme der zum Besuch des Gemeinsamen Unterrichts an einer Regelschule notwendigen Gebärdensprachdolmetscherkosten im Rahmen der Eingliederungshilfe gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII i.V.m. § 12 Nr. 1 EinglHVO.

Die beantragte Maßnahme ist erforderlich und geeignet, um der Antragsstellerin den Schulbesuch im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermöglichen oder zumindest zu erleichtern. Dies ergibt sich bereits aus dem Bescheid des Schulamtes vom XX.XX.XXXX und dem Schulvertrag Anlage 24.
Damit steht auch für das Sozialamt die Angemessenheit der Unterrichtung im Gemeinsamen Unterricht sowie die Erforderlichkeit und Geeignetheit der Betreuung durch einen Gebärdensprachdolmetscher fest (vgl. Beschluss des VGH Mannheim vom 14.01.2003 – 9 S 2268/02 -, NVwZ-RR 2003, S. 435).

Bei der Frage einer angemessenen Förderung ist nicht auf die grundsätzliche Angemessenheit einer Förderschule für eine bestimmte Behindertengruppe abzustellen, sondern auf den individuellen Bedarf.
Bei Berücksichtigung der individuellen Situation der Antragstellerin zeigt sich, dass die Förderschule für Hörgeschädigte in XXXX der Antragstellerin keine angemessene Schulbildung zu vermitteln vermag, und zwar sowohl ihre sprachliche und kommunikative Entwicklung, als auch die eigentliche Wissensvermittlung betreffend.

In sprachlich-kommunikativer Hinsicht mag eine speziell Förderschule auf den ersten Blick als vorteilhaft erscheinen. Bei näherer Betrachtung der Situation stellt sich jedoch das Gegenteil heraus. Außerdem wäre die Antragsstellerin auch an der Förderschule das einzige gehörlose Kind in ihrer Klasse. Ihre Mitschüler wären entweder schwerhörig oder hätten ein Cochlear Implantat (CI), beherrschen jedenfalls nicht die Deutsche Gebärdensprache. Das bedeutet, dass die Antragsstellerin in dieser Förderschule praktisch genauso wenig wie an einer Regelschule die Möglichkeit hätte, ohne Dolmetscher in ihrer eigenen Muttersprache, der Deutschen Gebärdensprache, mit den Lehrern und ihren Mitschülern zu kommunizieren.

Der Erwerb der Deutschen Schriftsprache würde an dieser Schule durch die so erheblich verlangsamte Kommunikation zwischen Lehrern und Schülern wesentlich langsamer vonstatten gehen als an einer Regelschule. Diese seit langem bekannte Tatsache haben neuere empirische Untersuchungen der Humboldt-Universität Berlin erneut bestätigt (vgl. Ellen von Kiedrowski: Schreibkompetenz hochgradig hörgeschädigter Zweitklässler, Bd. 3/2005 der Schriften aus dem Institut für Rehabilitationswissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin, Berlin 2005).

Auch in Bezug auf den Lautspracherwerb weist die Förderschule keinen Vorteil gegenüber dem Gemeinsamen Unterricht auf. Zwar gibt es an der genannten Förderschule einen speziellen Sprachförderunterricht, den es so im normalen Curriculum an der Regelgrundschule nicht gibt. Jedoch erhält die Antragstellerin insoweit eine gesonderte Förderung zweier Logopädenpraxen, die den „fehlenden“ Sprachförderunterricht mehr als ausgleicht, wie der beigefügte Sprachtherapiebericht zeigt. Außerdem fehlt der Antragstellerin an der Förderschule ein derart intensiver Austausch mit gleichaltrigen nichtbehinderten Kindern, wie er durch den Gemeinsamen Unterricht zwanglos möglich ist und wie die von der Antragsstellerin bereits geschlossenen Freundschaften eindrucksvoll zeigen. Nichts schult aber das Sprechen-Lernen so sehr wie das tägliche Üben in der Praxis – und nicht im Schonraum wie an der Förderschule.

Mindestens ebenso schwerwiegend sind die Nachteile in puncto Wissensvermittlung, die ein Besuch der Förderschule für Hörgeschädigte in XXXX mit sich brächte. Es wird dabei nicht in Abrede gestellt, dass die dortigen Lehrkräfte nach bestem Wissen versuchen, ihren Schülern das den Umständen entsprechende größtmögliche Wissen zu vermitteln und dabei den Schulstoff einer Regelschule bestmöglich abzubilden. Gleichwohl zeigt alle Erfahrung, dass der vermittelte Stoff an Hörgeschädigtenschulen hinter demjenigen der Regelschulen leider noch deutlich zurückbleibt. Grob geschätzt, entspricht die Diskrepanz – abgesehen von Mathematik, wo sie in der Regel geringer ist – am Ende der Schulzeit etwa zwei kompletten Jahrgangsstufen. Die Antragstellerin würde daher beim Besuch der Förderschule deutliche Einbußen im Wissenserwerb erleiden.

Maßstab dafür, was im Hinblick auf den erreichbaren Sprach- und Wissenserwerb angemessen ist, kann nicht , wie der Antragsgegner anzunehmen scheint, der durchschnittliche Entwicklungsstand einer - wie auch immer zu definierenden – bestimmten Behindertengruppe (hier etwa „die Gehörlosen“) sein. Vielmehr ist bei der Frage, was im konkreten Fall als angemessene Schulbildung anzusehen ist, der jeweilige individuelle Entwicklungsstand des Betroffenen zu berücksichtigen. Der Maßstab für eine angemessene Schulbildung ergibt sich dann im Vergleich zu den Möglichkeiten eines gleichermaßen entwickelten nichtbehinderten Kindes, wie der Verweis auf die allgemeine Schulpflicht in § 12 Abs. 1 Nr. 1 EinglHVO zeigt. 

Die Antragsstellerin kann deshalb eine ihrer individuellen Situation angemessene Schulbildung nur in der allgemeinen Schule, und zwar im Rahmen des Gemeinsamen Unterrichts, erhalten.

Der Besuch der von der Antragsgegnerin befürworteten Förderschule würde hingegen zu einer entwicklungsmäßigen Stagnation der Antragsstellerin führen. Dies hätte nicht nur kurzfristige, sondern auch erhebliche langfristige Nachteile für die Antragsstellerin zur Folge. Der für die Antragsstellerin bis zum Ende ihrer Schulzeit erreichbare Wissensstand ist - unter anderem - elementar für ihre spätere Eingliederung in die Arbeitswelt. Hier können sich bereits relativ geringe Unterschiede erheblich auswirken.

Die auf der Förderschule fehlende Möglichkeit, täglich mit gleichaltrigen hörenden Kindern zu kommunizieren, wird sich auch nachteilig auf ihre Eingliederung in der mehrheitlich von hörenden Menschen dominierten Gemeinschaft auswirken. Umgekehrt wird es der Antragsstellerin jedenfalls auch beim Besuch einer Regelschule nicht an Möglichkeiten zur weiteren Integration in die Gemeinschaft der Gehörlosen fehlen. Dies ist allein schon durch die vielfältigen Kontakt in die Gehörlosengemeinschaft nachmittags oder an Wochenenden möglich. Nach alledem sind der Antragsstellerin daher die erforderlichen Hilfen zum Besuch des Gemeinsamen Unterrichts zu gewähren; ihre Gebärdendolmetscherkosten sind mithin im Rahmen der Eingliederungshilfe durch die Antragsgegner zu übernehmen.

Schließlich wird noch darauf hingewiesen, dass der Besuch der Förderschule für Hörgeschädigte in XXXX für die Antragsstellerin mit einem erheblich längeren Schulweg (eine Strecke 1,5 Stunden) verbunden wäre als bei einer Teilnahme am Gemeinsamen Unterricht an der Regelschule in XXXX, die sich unweit der Wohnung (3 km) befindet. Der Besuch der Förderschule würde Kosten in Form von Transport- oder Internatskosten produzieren. Außerdem wäre der Antragsstellerin bei einem Besuch der Förderschule in XXXX wegen des viel längeren Schulweges eine Teilnahme an örtlichen Veranstaltungen wie Bibelkreise oder Sportveranstaltungen, aber auch der Besuch der logopädischen Therapie nicht mehr möglich oder zumindest erheblich erschwert, was sich wiederum negativ auf die sprachlich-kommunikative Entwicklung der Antragsstellerin und ihre Eingliederung in die Gesellschaft auswirken würde. 

Soweit das Gesundheitsamt und daraus resultierend das Sozialamt auf weiteren Untersuchungen des Restgehörs bestehen, kann gesagt werden, dass seit XX.XX.XXXX (Anlage 26 Schwerbehindertenausweis) die Gehörlosigkeit bekannt und dokumentiert ist und die Eltern schon bei Diagnosestellung über die Möglichkeit der CI Implantation aufmerksam gemacht wurden und dahingehend immer wieder auch aufklärend von Seiten der Beratungsstellen eingegangen wurde. Alle Untersuchungen in den Päd-Audiologischen Beratungsstellen bestätigen die Taubheit der Antragsstellerin.
Die Antragsstellerin lehnt eine Implantation ab! Es steht dem Sozialamt und auch dem Gesundheitsamt nicht zu, Untersuchungen, die ausschließlich auf eine Implantation zielen (Anlage 26 vom XX.XX.XXXX) anzuordnen. Sie sind nicht Gegenstand des Antrages. 
Auch eine jetzt erfolgende Implantation würde die Antragsstellerin nicht in die Lage versetzen dem Unterricht lautsprachlich zu folgen, demzufolge wäre auch hier die Kostenübernahme der Dolmetscherkosten nicht zu verweigern. Um noch einmal deutlich zu sein, die Untersuchungen, die gefordert werden, sind für die Entscheidung nicht von Relevanz und sind deshalb, auch um der Antragsstellerin nicht weitere traumatisierende Untersuchungen zuzumuten, abzulehnen. Die Antragsstellerin ist gehörlos und wird es bleiben. Es ist auch nicht von Relevanz, ob und wie oft die Antragsstellerin später Gebärdensprachdolmetscherleistungen benötigt. Auch ist nicht von Relevanz, wie gut die Antragstellerin lautsprachliche Kompetenzen erreicht, sie hat das Recht auf Kommunikation in der Deutschen Gebärdensprache. Die Lautsprachentwicklung der Antragsstellerin ist auch nicht Gegenstand der beantragten Leistung. Die von der Antragsgegnerin geforderten Untersuchungen haben keinerlei Zusammenhang mit der beantragten Leistung und sind somit allesamt abzulehnen. Eine Geeignetheit und Erforderlichkeit der Dolmetscherleistungen kann aus den vorliegenden Päd-Audiologischen Untersuchungen und dem Bescheid des Schulamtes entnommen werden., die Untersuchungsberichte dokumentieren die Taubheit der Antragsstellerin eindeutig.
„Ziel der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten oder eine vorhandene Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die Teilnahme am Leben in der Gesellschaft zu erleichtern.

Zur Eingliederung in die Gesellschaft gehört gemäß § 53 SGB XII vor allem, dem behinderten Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihm die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder ihm soweit wie möglich ein von einer Pflege unabhängiges Leben zu ermöglichen.“

Die Ziele der Eingliederungshilfe werden mit der Unterrichtung in Deutscher Gebärdensprache erreicht, dabei ist dem Wunsch- und Wahlrecht der Antragsstellerin der Vorzug zu geben. Die Antragsstellerin wird durch die Regelbeschulung in die Gesellschaft integriert. Für ihre spätere Berufswahl ist vornehmlich nicht die Lautsprachfertigkeit, sondern das erworbene Wissen entscheidend. Als angemessen sieht daher auch das Schulamt die Regelschule. Die Empfehlungen des Deutschen Gehörlosen-Bundes (Anlage 27) sind sicher gut gemeint, doch für die Antragsstellerin nicht von Bedeutung. Es gibt im Landkreis der Antragsstellerin keine weiteren gehörlosen Kinder in entsprechendem Alter. Die Antragsstellerin hat eine Stellungnahme des Deutschen Gehörlosen-Bundes angefordert. (siehe Anlage 28)

Ergänzend wird auf widersprüchliche Aussagen/Begründungen von Sozialamt und Kreisausschuss die zur Ablehnung führten, aufmerksam gemacht. Während das Sozialamt die lautsprachliche Förderung in den Vordergrund stellt, und somit die Förderschule - entgegen der Empfehlung des Schulamtes - , anrät, damit die Antragsstellerin sprechen lernen kann, wird vom Kreisausschuss die fehlende gebärdensprachliche Kommunikation unter hörenden Kindern herausgestellt. Die Antragsstellerin verweist nochmals auf oben genannten kommunikativen Umgang in der hörenden und der gehörlosen Gemeinschaft hin.
Es wird ergänzend auf die UN-Behindertenrechtskonvention § 24 hingewiesen und auf die Stellungnahme der Monitorin-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention, die besagt, dass ein Recht auf inklusive Bildung besteht. 

Nicht wie vom Sozialamt gefordert, muss sich die Antragsstellerin an die Gesellschaft anpassen, sondern die Umwelt an die individuellen Bedürfnisse des Menschen mit Behinderung. Sollten die Kosten für Gebärdensprachdolmtescherinnen abgelehnt werden, würde dies bedeuten, eine ganze Behindertengruppe vom Inklusivem Unterricht aus Kostengründen oder weil keine „reparierenden“ medizinischen Maßnahmen durchgeführt wurden, auszuschließen. Dies ist mithin eine Diskriminierung. 

Anlage XXXXX
Anlage XXXXX
Anlage Einkommensnachweis 
